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Tagesfragen.
Die Verwerfung des Getreidemonopols und die Propaganda,der dieses Ergebnis zu verdanken ist, haben wieder einmal mehr

gezeigt, wo der wunde Punkt unserer Demokratie liegt: in der
Urteilsfähigkeit oder richtiger Urteilsunfähigkeit der Stimmberechtigten.

Demokratie ohne selbständig denkende Bürger bedeutetoft Herrschaft der Demagogie. Das hat sich in den letzten Jahren
bei verschiedenen Volksabstimmungen bewahrheitet, besonders in
jenen Fällen, wo die wirtschaftlich herrschende Klasse ihre
privilegierte Stellung bedroht glaubte; es können freilich auch
Beispiele angeführt werden, die von überraschender Selbständigkeitdes Schweizervolkes gegenüber demagogischen Einflüssen zeugen.Die Rettung der Demokratie vor der Demagogie ist nur möglichdurch Erziehung des Volkes zu möglichst selbständigem Urteilen.
Diese Erziehungsaufgabe fällt in erster Linie jener Bewegung zu,die eine Neugestaltung der gesellschaftlichen Beziehungen
anstrebt: der sozialistischen Arbeiterbewegung. Denn alles Neue hat
den schärfsten Kampf auszufechten mit den alten Ueberliefe-
rungen und Gewohnheiten, und es kann sie nur überwinden durch
Einsicht. Leider ist jenes Organ, das das wertvollste Hilfsmittel
zur Volkserziehung sein könnte, oft ein Hindernis auf diesem Weg.Die Presse, vor allem die Tagespresse, und zwar die aller
Schattierungen, bemüht sich immer mehr, den Wunsch nach raschester
Orientierung und die Sensationslust der Leser zu befriedigen, und
erliegt daher allzuleicht dem Schlagwort. In weiten Volkskreisen
macht sich heute eine mit Schlagworten gespickte Halbbildungbreit, die dann gewöhnlich in entscheidenden Momenten versagt.

*
Der Bundesrat ist nun beauftragt, eine andere Lösung der

Getreidefrage zu suchen. Die gemeinwirtschaftliche Getreideversorgung
des Landes soll fallen gelassen und nur noch die Unter-

stutzung des einheimischen Getreidebaues und allenfalls die
Aufspeicherung von Getreidevorräten gesetzlich geregelt werden. Beider Erörterung dieser Fragen ist man aber bisher dem Kernpunkt
sorgfaltig aus dem Weg gegangen: Wer soll die Kosten der Ge-
treidesubventionierung tragen? Wir können uns nur zwei Wegevorstellen: Entweder werden diese Kosten durch einen Getreide-
und Mehlzoll oder auf andere Weise direkt auf den Brotkonsumenten

abgewälzt oder sie werden aus der Bundeskasse bestritten
und müssen dann nach der heutigen Bundesfinanzpolitik ebenfalls
durch die Konsumenten aufgebracht werden. Dass die Monopolgegner

aus ihrem Fonds zur Bekämpfung des Staatssozialismus
den Getreidebau subventionieren werden oder dass sie Hand bieten
werden, zu diesem Zweck eine Bundessteuer auf Erbschaften oderauf hohe Vermögen und Einkommen einzuführen, ist wohl nicht
anzunehmen. Es ist also keine Lösung möglich ohne Belastung
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der Konsumenten, d. h. der breiten Volksmassen. Auch der «
Vorschlag zur Verständigung» von Nationalrat Sulzer kommt nicht
darum herum. Er ersetzt den Getreidezoll durch eine Belastung
der Mühlen, die von diesen natürlich mit oder ohne Zuschlag auf
die Bäcker und auf den Brotpreis überwälzt wird, und eine
Erhöhung des Mchlzolls. Herr Sulzer wird niemand zumuten, zu
glauben, dass die Wirkung dieses Verfahrens nicht haargenau
dieselbe ist wie die eines Getreidezolls. Bemerkenswert am Vorschlag
Sulzer ist die Unverfrorenheit, mit der ein Gegner der « Staats-
bureaukratie» erklärt, die Getreideverwaltung des Bundes könne
weiterhin das Inlandgetreide übernehmen und seine Vermahlung
kontrollieren, nur vom Einkauf von fremdem Getreide muss sie
die Hand lassen. Das heisst: Alles, was Kosten verursacht, darf
der Staat machen, jede Gewinnmöglichkeit aber hat er dem
Privatkapital zu überlassen.

Es ist überflüssig zu sagen, dass die Arbeiterorganisationen
jeden derartigen Vorschlag mit aller Energie bekämpfen werden.
Und dass in der Volksabstimmung eine Getreidevorlage gegen die
Konsumenten nicht durchzubringen ist, braucht wohl nicht erst
bewiesen zu werden.

*
Der Kampf um das Getreidemonopol bot das für unser Land

ungewohnte Bild, dass Arbeiter und Bauern für dieselbe Sache
stritten, wenn auch nicht mit derselben Begründung. Diese
Tatsache hat zweifellos die grosskapitalistischen Kreise erst recht
bewogen, alles einzusetzen, um die Vorlage zu Fall zu bringen;
denn sie sehen in einem Zusammengehen von Arbeitern und
Bauern nicht ganz mit Unrecht eine Bedrohung ihrer Herrschaft.
Man darf sich aber keine Illusionen machen über diese « rot-grüne
Allianz », von der in den letzten Wochen soviel geschrieben wurde.
Wir werden die ersten sein, die es aus vollster Ueberzeugung
begrüssen werden, wenn die Arbeiter in Industrie und Landwirtschaft
sich die Hand reichen, um für die gemeinsamen Interessen der
Arbeit, für ihren Schutz und ihre gerechte Entlöhnung zu kämpfen.
Allein es wäre gefährlich, aus rein opportunistischen Erwägungen
zu verschweigen, welche tiefgreifenden Gegensätze heute noch
zwischen Bauernbewegung und Arbeiterbewegung bestehen und
welche verschiedene Einstellung vorhanden ist auch in Fragen wie
z. B. beim Getreidemonopol, wo eine gemeinsame Kampfesfront
zustande kommt. Gerade aus dem Bestreben heraus, mit den
Bauern zu einer dauerhaften Verständigung zu kommen, muss
gefordert werden, dass }die bestehenden Gegensätze nicht einfach
Vorübergehend übertüncht und nachher wieder in aller Schärfe
betont werden, sondern dass man die Meinungsverschiedenheiten
klarlegt und ihnen auf den Grund geht. Hoffentlich gibt der
Kampf ums Getreidemonopol den Anstoss, dass von seiten der
Arbeiterschaft wie der Bauern das gegenseitige Verhältnis einmal
gründlich und frei von aller Dogmatik und Schlagwortpolitik ge-
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fcWerTiLJt 8chwe!fe™chue Arbeiterbewegung hat bisher eineschwere Unterlassungssunde begangen, indem sie sich mit der
JSSSX^E *"¦"•— «« «* Schweiz noch herzig

h,„ Y k Ü* •" ™freJm Aufrnf für das Getreidemonopol geschriebenhaben, namhch dass die Abstimmung einen grossen Emfltassausüben werde auf den sozialen Kurs in unserem Land, hafsich
St ^JSrSSt Dfe-T gegen Staat "** Staatsbetriebe
bedinZZlfn;ert,Werden *¦ i^en Angriff auf die Arbeits-
Geführt Ch?ÄÄ Der FeUzuS wird systematischgefuhrt. Schon bei Erscheinen des eidgenössischen Voranschlageswurden in einer Agenturmeldung die Mehreinlagen h. den V«!
Sicherungsfonds des Personals sowie die ordentlichen BeS«W
erhohungen besonders hervorgehoben, während von den 84,982^02
Franken des Mihtärdepartements kein Wort gesagt wurde In derDezembersession der eidgenössischen Räte kau?

es danT scherdeuthcher zum Ausdruck, wohin der Kurs gehen soll. Durk Verlängerungder Arbeitszeit und Kürzung der Ferien soll das Personal einOpfer bringen zur Sanierung der Bundesbahnen, wurde abtöntDass auch die Besoldungsfrage noeh lange nicht gelöst ist Sdie Behandlung der Teuerungszulagen für 1927, über die kein
«nSm„Tder B

—"? derr,beiden Räte ^ande "J Mkee-

Tdenkt kein M^K1^ *"? ^^ °pfer ««*«»«•« werden;
s^n weicht- RJ SJT* deD ,Be2äSe™ d<* H2 Millionen Zin-
™.J *I »

6 Bunde*aI""» Jährlich bezahlen müssen und dierund 60 Prozent aUer Personalausgaben ausmachen, ebenfallsGelegenheit zur Betätigung ihres OpferwiUens zn geben. EtaSS
Et^ommenTs^r" ^^^taordnnng: Auf das arbÄumkommen besteht ein Rechtsanspruch, das Einkommen, für da*Menschen ihre Arbeitskraft, ja ihr Leben einsetzen müsset iaGegenstand eines schmähhchen Marktens. müssen, ist

*
Der Charakter eines Staates und seiner Politik kommt stets

BonenT" F* ?"*?* * 8einem Bud*"- Von den^4 Mü!
honen Franken Ausgaben des eidgenössischen Voranzehlaees fürdas Jahr 1927 entfallen 113 Millionen „der 35 Pro^anf Ver!SSÄ4" 't^ Wehere 85 Mi'«o^^er 27
nocTso Protist TZhen- *t aUe Übrf«en Zwecke »**«•
rw* ZiehzT™ ^T°7-9 PrOZCD! 'n™ die «esamte Sozialversiche-rung. zieht man die Zinsen- und Tilgunesauseaben nirk, in R»traeht, so machen die Militäransgaben 40 pTzenT^ dte fS dtoSozialversicherung 14 Prozent. Von den 309 MillWen FrankenKirr11 fl M^-en oder 75 Prozent aLÄP^ti^Ä^r ahlen Charakteri6i— *• eidgenössische
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